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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Der Mond ist wieder aufgegangen
Die Basler Musikproduzentin Leila Moon erhält jetzt doch noch ihren Preis von 10’000 Franken.

AiméeDoumont

Spendengelder ermöglichen
nun doch die Vergabe eines Kul-
turförderpreises an Leila Moon,
dieses Mal aber unabhängig
vom Kanton. Im Februar soll die
umstrittene DJ die 10’000 Fran-
ken bei einer Preisverleihung er-
halten. Im November letzten
Jahres vergab der Kanton der DJ
und Musikproduzentin Leila
Moon den Kulturförderpreis
2024 «für ihr Schaffen und ihre
vernetzende Arbeit in der Basler
Musik- und Clubszene». Mitte
Dezember erkannte die kanto-
nale Abteilung Kultur ihr den
Preis wieder ab.

Der Grund: Leila Moon hat
in den sozialen Medien zum
Boykott gegen eine israelische
Band aufgerufen, sofern sich
diese nicht offen gegen den

«Siedlerkolonialismus seitens
Israel und den Genozid gegen
die Palästinenserinnen und Pa-
lästinenser» stelle. Dies veröf-
fentlichte sie vergangenen Ok-
tober in Form eines Statements
auf ihrem Instagram-Profil.

Noch am selben Tag der Ver-
leihung reichte SVP-Grossrat

Joel Thüring im Basler Regie-
rungsrat einen Vorstoss ein und
bezeichnete Leila Moon darin
als «mutmassliche Unterstütze-
rin der Hamas-Terroristen».
Kurz darauf teilte die Abteilung
Kultur mit, dass die Vergabe
überprüft werde. Zwei Wochen
später erfolgte ein Vorstoss von
Oliver Bolliger, Grossrat der
Basta. Darin schrieb er: «Es
kann nicht sein, dass einer ein-
zelnen Partei oder einem Regie-
rungsrat de facto ein Vetorecht
für die Preisvergabe von Kultur-
preisen eingeräumt wird.»

Weil Leila Moon Aussagen
mit Öffentlichkeitscharakter
und Bezug zum künstlerischen
Schaffen getätigt haben soll,
dürften diese bei der Preisverga-
be berücksichtigt werden. Da-
mit begründete Regierungsprä-
sident Conradin Cramer

schliesslich die Entscheidung,
ihr den Preis abzuerkennen.

EinoffenerBrief,unterzeich-
net von 4613 Personen, stellte
sich sogleich hinter die DJ. «Die
kritische Haltung von Kultur-
schaffenden muss auch Positio-
nen zum Staat Israel umfassen
können», so der Brief.

Grossratsmitglieder
bekennensichzuMoon
Zudem bildeten Basler Kultur-
schaffende einen unabhängigen
Kulturförderpreis Basel 2024
(UKFPB). Das, weil «die Einmi-
schung der Politik in die Fach-
arbeit und Entscheidungspro-
zesse einer Jury inakzeptabel»
sei, so die Website des Preises.
Es könne die Lebensumstände
von Kulturschaffenden direkt
beeinflussen. «Die ohnehin pre-
kären Arbeitsbedingungen, die

oft mit einem grossen Mass an
freiwilligem Engagement ein-
hergehen, werden untragbar»,
heisst es weiter.

Unter den Unterzeichnen-
den finden sich auch Mitglieder
aus dem Grossen Rat: Tonja
Zürcher der Basta und Jérôme
Thiriet der Grünen. Über 400
Spenderinnen und Spender
brachten, wie beim ursprüngli-
chen Preis vorgesehen, 10’000
Franken zusammen. Das teilte
der UKFPB am Montag in den
sozialen Medien mit. Am 8. Fe-
bruar dieses Jahres sollen diese
an Leila Moon vergeben wer-
den.

Auf ihrem Instagram-Profil
bedankt sich die Musikprodu-
zentin für das Organisieren des
unabhängigen Preises, «nach-
dem uns die Abteilung Kultur
komplett hängen gelassen hat».

LeilaMoonMusikproduzentin, er-
hält nun doch ihren Preis .Bild: zvg

Schuldenberaterin greift in Kasse
Bei der Fachstelle für Schuldenfragen sind rund 135’000 Franken nicht ordnungsgemäss verbucht worden.

Nikolaos Schär und
Hans-Martin Jermann

Die Fachstelle für Schuldenfra-
gen Baselland berät Menschen,
die Probleme haben, ihre Rech-
nungen zu zahlen. Nun stellt
sich heraus, dass eine ehemalige
Leiterin der Fachstelle ihre eige-
nen Finanzen nicht im Griff hat-
te und sich über Jahre bei Kon-
ten der Fachstelle bediente.

Der bz liegt der Untersu-
chungsbericht einer Treuhand-
firma vor, die im Auftrag der
Fachstelle die Unregelmässig-
keiten untersucht hat. Demnach
hatdieFrau*zwischen2014und
2022 Gelder der Fachstelle für
private Zwecke abgezweigt. Die
Treuhandfirma hat in den Bü-
chernunerklärbareMittelabflüs-
se inderHöhevonrund135’000
Franken festgestellt. Das heisst
nicht, dass in sämtlichen Fällen
eine Veruntreuung vorliegt.

BeiAufdeckunghattedie
Fraubereits gekündigt
ImBerichtwirddieeinfachnach-
weisbare Veruntreuung auf ins-
gesamt rund 60’000 Franken
beziffert. So wurden zum Bei-
spiel bar einbezahlte Honorare
von Klienten für Erstgespräche
über mehrere Jahre nicht ver-
bucht. Auch wurden Gelder von
Kundenkonten verwendet, um
private Rechnungen wie etwa
Steuerschulden zu begleichen.
Diesherauszufinden,war fürdie
forensischarbeitendenTreuhän-
der schwierig,dazunächst jaan-
genommen werden musste, die
Zahlungen seien für Ausstände
derKlientenvorgenommenwor-
den. Ein Teil der abgeflossenen
Gelder konnte nicht zugeordnet
werden, weil keine Belege vor-
handen waren oder sie unzurei-
chend deklariert wurden.

Vereinspräsident Roger Ber-
toni machte auf die Unregel-
mässigkeiten bei der Fachstelle
im Jahresbericht 2023, der im
Frühling 2024 publiziert wurde,
ein erstes Mal aufmerksam: Der
Vorstand sei sehr betroffen und

wolle, dass der Fall so schnell
wie möglich aufgeklärt wird.
Der Vorstand erstattete eine
Strafanzeige und informierte an
der Generalversammlung.

Aufgeflogen sind die Unre-
gelmässigkeiten, weil ein Klient
sich wegen einer vermeintlich
beglichenen Rechnung bei der
Schuldenberatunggemeldethat-
te.Dies sagtBertoniaufAnfrage.
Zu jenem Zeitpunkt hatte die
vormalige Leiterin ihren Job bei
derFachstellebereitsgekündigt.
Daraufhin wurden die Verant-
wortlichen stutzig, durchsuch-
ten die Bücher und stiessen auf
dasgrosseAusmassdesBetrugs.

Die Schuldenberatung führt
für ihre Klienten Privatkonkurse
durch und vereinbart mit ihnen
Tilgungspläne, damit diese wie-
der schuldenfrei werden. Das
bedeutet in bestimmten Fällen,

dass die Schuldenberater Zugriff
auf die Finanzen der Kunden er-
halten und für diese Rechnun-
gen begleichen. Das erklärt,
weshalb es auf erstes Hinsehen
niemandem aufgefallen ist, dass
von Kundenkonten aus Zahlun-
gen getätigt wurden.

Keinestrafrechtliche
Klärung
In der Regel führe das für die Fi-
nanzen zuständige Vorstands-
mitglied die Buchungen aus.
Aufgrund der langjährigen Tä-
tigkeit der Mitarbeiterin sei das
bei ihr nicht der Fall gewesen, so
Bertoni.NachderAufnahmedes
Strafverfahrens konnte sich der
Verein mit der beschuldigten
Person ineiner schriftlichenVer-
einbarungaufeineRückzahlung
einigen. Um welchen Betrag es
ging, will der Präsident nicht

preisgeben. Im Jahresbericht
2023 ist von bereits zurückge-
flossenen Geldern in der Höhe
von 43’000 Franken die Rede.

Eine strafrechtliche Klärung
des Falls war für den Verein laut
Bertoni nicht entscheidend:
«Uns war es vor allem wichtig,
dass der Schaden gedeckt ist.
Wir werden schliesslich von öf-
fentlichen Institutionen finan-
ziert.» Nach der Einigung hat
die Baselbieter Staatsanwalt-
schaft das Verfahren nach einer
Desinteresse-Erklärung durch
den Vereinsvorstand eingestellt.

Finanziert wird der Verein
von über siebzig Baselbieter Ge-
meinden. Sie unterhalten mit
der Fachstelle eine Leistungs-
vereinbarung. «Wir kommen
unter anderem durch die Sozial-
dienste der Gemeinden an unse-
re Aufträge», sagt Bertoni. Der

Verein hat nach dem Vorfall ei-
nige Abläufe und Strukturen ge-
ändert: «Bei Zahlungen gilt nun
durchgehend das Vier-Augen-
Prinzip.» Auch hat der Verein
einen neuen Buchhalter und
weitere Kontrollmechanismen
eingeführt.

In finanzieller Hinsicht stell-
te der Betrug für die Fachstelle
kein existenzielles Problem dar,
wie Bertoni betont. Doch dass
ausgerechnet Gelder von
Schuldnern veruntreut wurden,
könnte den Ruf der Schuldenbe-
ratung schädigen und noch zu
politischen Diskussionen füh-
ren. Für Bertoni steht fest: «Das
Fehlverhalten einer Einzelper-
son darf das Renommee und die
gute Arbeit der Fachstelle nicht
beeinträchtigen.»

*Name der Redaktion bekannt.

Schuldenberater haben tiefen Einblick in die finanzielle Situation von Betroffenen, was viel Vertrauen voraussetzt. Symbolbild: Christof Schuerpf

Auch Geld aus
Birsfelden für Kitas
Unterstützung Jetzt soll auch
die Gemeinde Birsfelden die
Kindertagesstätten (Kita) finan-
ziell unterstützen. Das fordert
die lokale Sektion der SP, die
einenentsprechendenAntragan
die Gemeindeversammlung ge-
stellt hat. Hintergrund ist, dass
in Basel-Stadt seit vergangenem
Sommer die Löhne der Kita-An-
gestellten gestiegen und die Bei-
träge der Eltern gesunken sind.
Damit droht das Personal in den
Einrichtungen im Baselbiet in
Richtung Stadt abzuwandern.
DannhabenalsodieGemeinden
noch weniger Betreuungsmög-
lichkeiten – ihre Attraktivität für
Familien sinkt.

Deshalb haben bereits eini-
ge Agglomerationsgemeinden
trotz Finanzproblemen Anstren-
gungen unternommen, ihre
Kitas zu unterstützen. So hat
Bottmingen65’000Frankenfür
die Kitas gesprochen, Therwil
gibt dafür 200’000 Franken
aus. Ebenfalls aktiv geworden
sind Muttenz und Binningen.

Auf absehbare Zeit dürfte
auch der Kanton die schulexter-
ne Betreuung unterstützen –
wie, ist noch unklar. In Birsfel-
den fordert die SP nun konkret,
dass die Gemeinde nicht nur wie
bisher den Eltern finanziell
unter die Arme greift, sondern
auchdirektKitasmitGeldunter-
stützt. Eine Summe, wie hoch
die Unterstützung sein soll,
nennt die Partei nicht. Birsfel-
den hat seit Jahren finanzielle
Schwierigkeiten. (bz)

Nachrichten
Diedrei «Lyyche»
stehen fest

Zofingerconzärtli Die Studen-
tenverbindung Zofingia hat ihre
drei «Lyyche» 2025 bekannt ge-
geben. Es sind LDP-Regierungs-
rätin Stephanie Eymann, Andrea
Schenker-Wicki, Rektorin der
Universität Basel, und SVP-Bun-
desrat Albert Rösti, wie es auf
der Website der Verbindung
heisst. Das Conzärtli findet am
Donnerstag 13., Freitag 14. und
Samstag 15. Februar um 20 Uhr
im Congress Center der Messe
Basel statt. (bz)

FrischerWind im
RotenBären

Gastronomie Das Restaurant
Roter Bären in der Kleinbasler
Altstadt hat einen neuen Chef-
koch. Moha Agouni vereine ab
sofort «internationale Einflüsse
mit moderner Küche», schreibt
das vom «Gault Millau» gekür-
te Restaurant. Er habe unter an-
derem in der Gourmetküche der
Hotelgruppe Kempinski Erfah-
rungen gesammelt. Von seinem
Vorgänger Roger Hübscher
nimmt das Restaurant nach 3,5
Jahren Abschied. (bz)

Naturpark: Referendum
kommtzustande

Tenniken Aufgrund des negati-
ven Gemeindeversammlungs-
entscheid zum Naturpark reich-
te eine Gruppe von Befürworte-
rinnen und Befürworter 85
gültige Unterschriften ein und
erzwingt damit eine erneute Ab-
stimmung, diesmal jedoch an
der Urne. (bz)


